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Ein 24-Stunden-Proteſtſtreik im Ausland
Jn den Ententeländern regt es ſich

(Eigene Drahtmeldung der „H. Z.“)
X Lugano, 4. Juni.

In einer ſtark beſuchten Volksverſammlung in Mailand
ſprachen geſtern abend die engliſchen Sozialiſten Mae-
donald und Luxton, der Franzoſe Longuet und der Jtaliener
Turati und andere gegen den Gewaltfrieden und
jeilten mit, daß in den vorausgegangenen Beratungen eine
Einigung über eine gleichzeitig in Frankreich, England und
Ftalien vorzunehmende Proteſt aktion gegen die Verge.
waltigung der ſozialiſtiſchen Republiken Rußland, Ungarn und
Deutſchland zuſtande gekommen ſei. Es handelt ſich bekanntlich
um einen gleichzeitig in Jtalien, Frankreich und England zu
veranſtaltenden 24ſtündigen Generalſtreik.

(Eigene Drahtmeldungen der „H. Z.“.)
Frankfurt a. M., 4. Juni.

Von zuverläſſigen, den Schweizer politiſchen Kreiſen nahe
ſtehenden Perſonen wird aus Baſel gedrahtet: Der nieder
ſchmetternde Eindruck, welchen die bisherige Behandlung der
deutſchen Gegenvorſchläge hervorgerufen hat, erreichte
den Gipfel bei Bekanntgabe der öſterreichiſchen Bedingungen.
Trotzdem man dem Scheitern der Vorarlbergbewegung im großen
ganzen kühl gegenüberſteht,, hat die beinahe unverſtändliche Art
mit der man die beiden Völker unbefragt und unbeachtet gelaſſen

hat, der ſchweren Verſtimmung und Abneigung der Schwetz
gegen die vorgeſehene Form des Völkerbundes einen außer
ordentlich ſcharfen Jmpuls gegeben. Man weiß, daß drüben in

t 55 em A n l In tt uns, gant alien.
Verſailles, 4. Juni.

Der heutige Tag wird vollſtändig vom Streik beherrſcht, den
„Populaire“ als einen großen Erfolg der Sozinidemo-
kraten bezeichnet. Jn Paris iſt ein Verkehrsſtreit aus
gebrochen, und ſoeben wird uns im Hotel angekündigt, daß es
heute abend keine elektriſche Beleuchtung gibt. Ob dieſe Arbeiter
bewo ung in irgend einer Weiſe die Friedensverhand
lungen beeinf luſſen wird, läßt ſich zur Stunde nicht ſagen.
Wir möchten auch vor übertriebenen Schlußfolgerungen warnen.
Denn nach der Abendpreſſe funktioniert der Apparat des Vierer
rats vorerſt in gewohnter Weiſe weiter. Die Herren ſollen
heute nachmittag die deutſchen Gegenvorſchläge geprüft
haben. Die fünf Miniſter des Aeußern ſollen die Antwort des
holländiſchen Miniſters des Aeußern van Kasznebeck über
die von Belgien gemachten Vorſchläge betreffend vie Ab
änderung der Verträge von 1839 in Empfang Le-
nommen haben. Nach einigen Blättern ſoll die vollkommene
Ueberſetzung der deutſchen Gegenvorſchläge am Donnerstag
dem Viererrat vorlieſen, der am Sonnabend alsdann mit
einer gen auen Prüfung beginnen könne. Wenn dieſe
NDachricht richtig iſt, könnte man daraus ſchließen, daß die Ant
wort der Entente noch nicht dieſe Woche, vielleicht früheſtens
Mitte nächſter Woche zu erwarten iſt. Inzwiſchen leitartikeln
die meiſten Blätter über den öſterreichiſchen rieden,
und es iſt nur natürlich und jedenfalls nicht auffällig, daß de
Staatskanzler Nenner loben, weil er nicht wie ein
Zreuße geſprochen und ſich eines möglichſt unterwürfi gen
Tones befleißigt habe. „Temps“ hebt hervor, daß der Stand
punkt Renners, Deutſchöſterreich könne nicht als Nachfolcer
der öſterreichiſch- ungariſchen Monarchie angeſehen
werden, von den anderen Sukzeſſionsſtaaten bekämpft werde,
Er findet auch ſeine Theſe, daß Deutſchöſterreich als nach Ab-
ſchluß des Waffenſtillſtandes geborener Staat nicht als
Feind der Entente betrachtet werden könne, zum mindeſten
anfechtbar. Derartiges ſei Phantaſterei, die mit Real
politik nichts zu tun habe.

Fs Verſailles, 4. Juni.
Die Streiks in Paris und anderen Teilen Frankreichs

nehmen allmählich Dimenſionen an, die in Verbindung mit der
Arbeiterbewegung in England und Italien ernſte Beſo rag
nis der Ententeregierung zu erregen ſcheinen. Das
darf man aus der Tonart des „Temps“ ſchließen, der heute in
einem Artikel ſeiner Beunruhigung über die Streik-
bewegung offen Ausdruck gibt. Vis Nachmittag waren die
Straßenbahnen und Autoomnibuſſe zum größten Teil ſtillgelegt.
Es ſcheint, daß auch das Elektrizitätswerk ſtillgelegt iſt. Gegen
Abend funktionierte in Verſailles das elektriſche Licht nicht. Nach
der Zählung der Gewerkſchaften ſollen allein 250006
Netall arbeiter feiern. Auch in denjenigen Werken, in

welchen die Forderungen der Arbeiter bewilligt ſind, ſind die
Arbeiter mit Rückſicht auf ihre ſtreikenden Kameraden in den
Sympathieſtreik getreten. Seit heute früh ſtreiken auch
die Arbeiter in den Automobil- und Flugzeug
r n. Dazu kommen noch die großen Streiks der
ohlenarbeiter im Pas de Calais der Textilarbeiter in

Pordfrankreich und eines Teiles der Warenhausangeſtllten in
ris und andere.

Amſterdam, 4. Juni.
Am 30. Mai fand in der „Eſſexhall' in London eine

roteſtver ſammlung gegen die „abſurden frevel
ten Friedensbedingungen mit Deutſchland ſtatt.

wurde eine Sntſchlies tung angenommen, in

demokratiſche Partei zu

gegen die Friedensbedingungen proteſtiert
wird, die eine Verletzung der Waffenſtillſtands
bedingungen, eine Vergewaltigung der Grund
ſätze, von denen die britiſchen Staatsmänner bei der Fort-
ſednng des Krieges geleitet wurden, und die Vernichtung

es Völkerbundes bedeuteten.

Ein Kronrat in Konſtantinopel
Zur Umbildung der Regierung.

(Eigene Drahtmeldung der „H. Z.
Amſterdam, 4. Juni.

Wie Reuter erfährt, wurde in Konſtantinopel ein
Kronrat abgehalten, um die Anſichten über die jüngſten poli
tiſchem Ereigniſſe feſtzulegen. An dem Rat nahmen teil der
Sultan, der Großweſir und gegen 200 Politiker. Man
verlangte unter anderem die Biloung einer Koalitions-
regierung, in der der Kronrat die Stelle der Nationalver
ſammlung einnehmen ſoll. Ferner wurde ein Beſchluß gefaßt,
daß die Verſammlung nur einen beratenden Charakter haben
ſolle.

c

Die Vlamen fordern Selbſtverwaltung
Rotterdam, 4. Juni.

Die vlämiſche Volkspartei hielt am Sonntag c re große
Verſammlung in Antwerpen ab. Für Flandern und
Wallonien wurde die Selbſtverwaltung gefordert. Beiverſchiedenen Francquillons wurden Fenſter cheiben eingeſchlagen.

u in Brüſſel fand eine vlämiſche Kundgebung
tatt.

Cewinss Todesurteil
Die Regierung behält ſich Entſcheidung vor.

München, 4. Juni.
Der Aktionsausſchuß der U. S. P. Münchens hat in einem

Telegramm an den Miniſterpräſidenten Hoffmann die Auf
hebung des Urteils gegen Levineée verlangt. Laut
Münchener Neueſten Nachrichten“ wird der Miniſterrat in der

Frage, ob das Todesurteil gegen Leviné vollſtreckt werden ſoll,
in kürzeſter Zeit die Entſcheidung treffen.

Gegen den hochverrat
Die Umtriebe im Oſten.

Berlin, 4. Juni.
Wie wir erfahren, ſollen in Weſtpreußen Veſtrebungen

im Gange ſein, Oſtprenßen und Weſtpreußen bis zur
Weichſel als ſelbſtändige Republik, vielleicht unter der
Präſidentſchaft des Biſchofs von Ermland, erſtehen zu
laſſen. Die Staatsregierung wird, wie man wohl annehmen
kann, dieſen hochverräteriſchen Plänen genau ſo energiſch ent
gegenireten wie denen im Rheinland. Der des Hochverrats
angeklagte Staatsanwalt Dr. Dorten konnte bisher noch
nicht aufgefunden werden.

Berlin, 4. Juni.
Die Vorunterſuchnng gegen Staatsanwalt Dr. Dorten iſt

beantragt. Zum Unterſuchungsrichter wurde Reichsgerichtsrat
Dr. Schmidt ernannt.

t

Alſo doch ſchwarzrot-goid
Jm Verfaſſungsausſchuß angenommen.

(Eigene Drahtmeldung der H. Z.“)
Berlin, 4. Juni.

Jn der Sitzung des Verfaſſungsausſchuſſes der National-
verſammlung wurde der Beſchluß, daß ſchwarzrotgold die
neuen Reichsfarben ſein ſollen, angenommen.

Das wahre Geſicht der Demokraten
Berlin, 4. Juni.

Die Fraktion der Deutſchdemokratiſchen Partei der Natio-
nalverſammlung faßte heute einſtimmig auf Antrag der Abge
ordneten Haußmann, Waldſtein und Schiffer fol
gende Entſchließung:„Jn vollſtändiger Uebereinſtimmung mit dem Reichs
miniſterium und den Mitgliedern der Fraktion im Kabinett
erklärt die Deutſchdemokratiſche Fraktion der Nationalverſamm-
lung die Zuſtimmung zu dem deutſchen Friedensvorſ lag
trotz ſeiner an die äußerſte Grenze gehenden Belaſtung, und be
harrt einmütig auf dem Standpunkt, daß der mit den Lebens-
bedingungen des deutſchen Volkes unvereinbare, völlig un er
füllbare Friedensvorſchlag der Entente unannehmbar
iſt und bleibt.“

An die äußerſte Grenze gegangen? Unſerer Meinung nach
ſind die Gegenvorſchläge der deutſchen Regierung ein Schlag
in das Geſicht des deutſchen Volkes, das ſeit der Revolution
ſo viel Schmach auf ſich geladen hat. Wenn die deutſch

dieſem Friedensvorſchlag der
Regierung ihr Jawort gibt, ſo enthüllt ſie ihr wahres Geſicht
Es mag dem Volk überlaſſen bleiben, zu urteilen, ob dieſe Par
tei dem Heil des Vaterlandes dient.

Die Schuld Lüge der ſozia'iſtiſch
demokratiſchen Regierung

Ueber die Gründe, welche die
wärtige Regierung bewegen, von einer
Schuld, oder doch Mitſchuld der deut
chen Regierung am Ausbruch des
rieges zu ſprechen, ſchreibt Graf E. zu

Reventlow in der DeutſchenTageszeitung“ folgendes:

„Es iſt wahrſcheinlich, daß die Gegenvorſchläge der Regie
rung in beinahe allen Volksſchichten mit Schrecken und äußerſtem
Befremden geleſen werden und die Ueberzeugung um ſich greift,
daß dieſe weit davon entfernt iſt, das Jntereſſe des deutſchen
Volkes wahrzunehmen, wahrnehmen zu wollen. Durch ſolche
Ueberlegungen muß die Bevölkerung von ſelbſt auf die Frage
kommen, und zwar bei jedem Punkte: wie ſo etwas überhaupt
möglich, wie es zu erklären iſt, daß man in einem ſolchen Augen
blick, wie jetzt, wo tatſächlich all e s für Deutſchland und die
Deutſchen auf dem Spiel ſteht, die Männer, welche durch Liſt
und Gewalt einen Zuſtand ſchufen, der ihnen ermöglichte,
die Macht zu ergreifen, daß dieſe Männer, die
„Volksregierung“, den Feinden im Namen des deutſchen Volkes
Angebote machen, die, wenn verwirklicht, den Ruin desſelben

deutſchen Volkes bedeuten müßten. Das Hauptorgan dieſer Re
gierung, der „Vorwärts“, ſogar iſt mit den Gegenvorſchlägen
zum Teil nicht einverſtanden, hauptſächlich nicht mit dem unge
heuerlichen Anerbieten, unſeren Feinden hundert Mil
liarden Goldmark zu zahlen

Die Kritik der Gegenvorſchläge im „Vorwärts“ vermißt in
ihnen hauptſächlich eine richtige Diagnoſe unſerer Gegner. Das
iſt nur von außen geſehen richtig. Wir fragen: woher dieſe
falſche Diagnoſe kommt! Sie beruht darauf, daß die
deutſche Regierung nach wie vor auf dem Boden des mehr oder
minder ſchüchtern zum Ausdruck gebrachten Bekennntniſſes ſteht,

Deutſchland fei an der Herbeiführung und am Ausbruche des
Krieges zum mindeſten „mitſchuldig“. Mitſchuld bedeutet Schuld
Die Entente iſt alſo in die Lage geſetzt, zu ſagen: wir ſind nicht
ſchuldig am Kriege, wir haben ihn nicht gewollt, vielmehr alles
getan, um den Frieden zu erhalten. Jhr Deutſchen gebt nun
ſelbſt eure Schuld zu. Ob ihr ſie Mit ſchulo nennt, iſt uns, die
wir keine eigene Schuld zugeben, gleichgültig. Wir ſtellen nur
feſt, daß ihr das Vorhandenſein der Schuld auf eurer Seite doku
mentariſch feſtgeſtellt habt! Die deutſchen Gegenvorſchläge
gehen vom gleichen Grunoſatze deutſcher „Mitſchuld“, alſo Schuld
aus, und ſtehen inſofern auf gleichem Boden wie die
Friedensbedingungen der Feinde. Der Unter
ſchied liegt alſo nur noch im Grade. Gr iſt kein grund-
ſätzlicher, wie er ſein müßte, wenn, der Wahr
heit gemäß, die deutſche Regierung von Ar
fang an geſagt hätte: Deutſchlandiſt nicht ſchul-
dig am Ausbruche des Krieges, deshalb verhandeln
wir nicht über Bedingungen, geſchweige denn nehmen wir ſie an,
deren alleinige Grundlage die Annahme deutſcher Schuld bildet!

Jn dieſer Ungeheuerlichkeit liegt, vom Standpunkte des all
gemeinen Lebensintereſſes des deutſchen Volkes geſehen, der
ſchwere unbegreifliche Fehler: daß Deutſchland in Verſailles als
Schuldiger nicht allein hingeſtellt worden iſt, ſondern durch
ſeine Vertretung von dieſem gleichen Stand-
punkt des Schuldigen um Milderung der Bedingungen
handeln will.

Ganz anders ſieht die Sache aus, wenn man ſie unter dem
Geſichtspunkte der Politik der deutſchen Regierung, ihrer
Parteihäuptlinge und Preſſe betrachtet. Für ſie iſt die Annahme
der Schuld des monarchiſchen Deutſchland am Kriege und im
Kriege eine Leben sbedingung. Die Propagierung dieſes
Schuldvorwurfes an der Front, in der Etappe und in der Heimat
brauchte ſie und hat Fe mit entſcheidendem Erfolge angewandt,
um Heer und Volk von der Monarchie und den Heerführern, von
nationalen Gedanken, von der Pflicht und von der richtigen Auf
faſſung: dieſer Krieg iſt ein Verteidigungskrieg, ab-
wendig zu machen. Mit der Lüge von der deutſchen Schuld am
Kriege iſt die Revolution vorbereitet und gemacht worden. Die
ſelbe Lüge diente und dient der Regierung und ihren Parkeien
dazu, um das alte Regime als „fluchbeladen“ hinzuſtellen und
die neuen Männer als Retter und reinigende Segenbringer er
ſcheinen zu laſſen; deſto lauter, je jammervoller die Ergebniſſe
ibres glorreichen Regierens und je offenkundiger ihr ſchmählicher
Verrat in ihrer Erſchleichung der Macht wird. Mit derſelben
Lüge ſchließlich verſuchte man bei Wilſon und der Entente u
krebſen, um auf Koſten des „fluchbeladenen alten Regimes 2
Verſtändigungsfrieden“ zu erhalten, mit dom Srfolge, da
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r De Hehre Volregferung, ſonbern dor allem das durch ſie
4 gemachte und entnervte deutſche Volk von den Feinden

Die Schuld lüge iſt alſo ein organiſcher Be
andtetlder deutſchen Regierung und ihrer Kreiſe,

bveſſer: auf ihr als Boden iſt die „Volksregierung“ gewachſen.
Sie wikl und kann dieſe lebenſpendende Lüge
nicht verleugnen, ohne ſich ſelbſt das Todesur-

keil zu ſprechen. Die Angſt in jeder Erörterung dieſes kitz
h Punktes zeigt ſich dauernd, auf Schritt und Tritt. Geſtern
keilte der „Vorwärts“ ruſſiſche Enthüllungen aus der Wochenaus
gabe der Moskauer „Prawda“ mit, die einige wertvolle dokumen.
tariſche Belege für die Schuld der Entente liefern, dagegen das
damalige Deutſchland nicht mit einer Silbe belaſten. Nichtsdeſto-

weniger glaubt der „Vorwärts“ gleich beſorgt hinzufügen zu
müſſen: „Es kann in keiner Weiſe der Zweck dieſer Ausfüh
rungen ſein, Deutſchland von aller Schuld rein zu waſchen“. Mit
anderen Worten: das Parteiintereſſe erheiſcht, daß
die Lüge einer deutſchen Schuld nicht er
ſchüttert werde, einerlei, ob es auf Koſten des
deutſchen Volkes geht.

Dazu kommt das bewußt verwirrende Spiel mit dem Be
griffe der „Schuld am Kriege“. Wir haben bereits gelegentlich
kurz erörtert, was hier unter Schuld verſtanden werden kann
und darf. Am Kriege ſchuld ſind diejenigen Mächte, welche ihn
gewollt, von langer Hand her militäriſch, wirtſchaftlich, politiſch

und diplomatiſch vorbereitet und ſchließlich, einerlei auf wie
krummem Wege Grey 1914 herbeigeführt haben. Keine
Schuld, auch nicht „Mitſchuld“, kann dagegen den Staatsmännern
und dem Monarchen beigemeſſen werden, die im politiſchen und
diplomatiſchen Kampfe gegen weit überlegene Gegenſpieler ſich
immer in der Verteidigung befanden, ſich in den vertrauensſelig-
ſten Jlluſionen wiegten, die durch einen angeſichts der tatſäch
ichen Lage kindlichen Bluff ſich durchſetzen zu können glaub
ten, die auch in der letzten Etappe vor dem Kriegsausbruche ganz
unſicher und ungeſchickt arbeiteten und meinten, ſo werde der
Friede erhalten bleiben; die endlich trotz allem in den Krieg
hineingezwungen wurden und ſich auch dabei unſäglich ungeſchickt
benahmen. Man kann ihre Unfähigkeit beklagen, aber Schuld
iſt etwas ganz anderes.

Wenn Sozialdemokratie und Demokratie anklagend jammern,
der Jmperialismus und ſeine Vertreter hätten den Krieg ver
ſchuldet, ſo iſt das ein Kapitel und eine Frage für ſich; das
Deutſche Reich hatte und kannte keinen Jmperialismus. Ganz
davon aber abgeſehen, ſteht dieſes Thema in Verſailles gar nicht
zur Frage. Dort handelt es ſich darum: wer trägt die

Schuld am Kriege Die Entente oder Deutſchland Be
kennt Deutſchland ſich ſchuldig, will es ſich behandeln laſſen, als
ob es ſchuldig wäre

2

2 2
Vor der Entſcheidung

Die Strömung zum Nachgeben
(Eigene Drahtmeldung der „H. Z.“)

X Bafel, 4. Juni.
„Secolo“ melkoer aus Paris: Die militäriſchen

Borbereitungsmaßnahmen gegen Deutſchland ſind in
den letzten Tagen unerwartet zum Stillſtand gekommen.
Marſchall Foch und die Mitglieder der feindlichen und ver-
bündeten Deputationen ſind nach Paris zurückgekehrt.

S Notterdam, 4. Juni.
Nach einer Meldung der „Unitid Preß“ wird offiziell

bekanntgegeben, daß Lloyd George für Aenderung
der Friedensbedingungen eintritt, während Cle-
menceau vorläufig noch dagegen iſt. Es verlautet, daß
Deutſchland vor der Ueberreichung der Antwort vielleicht indirekt
gefragt werden wird, ob es unterzeichnet oder nicht. Erklärt
Deutſchland ſich zur Unterzeichnung auf Grund der feſtgelegten
Prinzipien bereit, ſo können Abänderungen vorgenommen wer
den. Erklären die Deutſchen, daß ſie auf der Vaſis der Prin
zipien nicht unterſchreiben wollen, dann würden die Alliierten
jede Abänderung als zwecklos betrachten.

Der Korreſpndent der „Daily News meldet aus Paris:
Ohne Zweifel liegt ein Geiſt der Verſöhnung in der Luft.
Wilſon, ſowie die ſämtlichen amerikaniſchen Abgeordneten
ſind unbedingt für eine Reviſion des Vertrages. Was
Lloyd George anbetrifft, ſteht er in keiner Weiſe hinter ſeinen
britiſchen Genoſſen zurück. Jm Miniſterrat am Sonnabend
war die Strömung der Berſöhnung ſtärker denn je. Der
Wunſch, den Deutſchen zur endgültigen Unterzeich
nung ein Dokument vorzulegen, das ſowohl rechtlich gerecht
fertigt und durchführbar iſt was wir von dem Vertrag in
ſeiner jetzigen Form nicht behaupten können nimmt täglich zu.

Der „Temps“ äußert ſich zu dem St. Germainer Frie
densvertrag: Er ſei nicht in Erz gegraben, ſondern auf den
Sand der Terraſſe von St. Germain geſchrieben. Der Wind
wird ihn verwehen.

Ein Rat zum Guten
Amſterdam, 4. Juni.

„Daily Herald“ veröffentlicht den Auszug efnes
Briefes, den hervorragende politiſche Perſönlichkeiten an
Wilſon und Lloyd George geſandt haben. Sie fordern
darin alle alliierten Staatsmänner in Paris dringend auf, die
deutſche Bitte um Abänderung des Vertrages un
parteiiſch ſympathiſch zu erwägen und dieſer Bitte wo
irgend möglich entgegenzukommen. Der Brief fährt
fort: „Wir ſind der Anſicht, daß der Frieden, der willig
von der deutſchen Regierung als Vertretung des deutſchen Volkes
unterzeichnet wird, von unendlich größerem Werte iſt als
der Friedon, der ihnen durch Drohungen mit Hungers-
not aufgezwungen wird.“

So ändert ſich die Welt
Amſterdam, 8. Juni.

Der ſoßzialiſtiſche „Daily Herald“ kommt in einem Artikel
auf die Drohung Lloyd Georges zurück, daß der Friede
in Berlin unterzeichnet werden würde, wenn Deutſchland
ihn in Verſailles nicht unterzeichnen wolle. Das Blatt ſchreibt:
Dieſe Drohung iſt ein ausgezeichnetes Beiſpiel für die Ver
änderungen, die ſeit dem Waffenſtillſtand vor ſich gegangen ſind.
Der unverſchämte Kommandoton iſt jetzt auf ſeiten
der Alliierten zu finden. Wie verhalten ſich die eng
liſchen Arbeiter dazu? Glauben ſie, daß darin das vornehme
Jdeal zum Ausdruck kommt, für das unſere jungen Männer
ſtarben? Sind ſie in der Hoffnung geſtorben, daß in Berlin
ein Frieden von beiſpielloſer Ungerechtigkeit über den
Zeichen von Frauen und Kindern unterzeichnet werden würde

Laut „Nieuwe Rotterdamſche Courant“ meldet die Exchange
Company aus Paris vom 3. Juni: Man könne ſchon

km voranß ſagen, daß die Entente die entſchon Vor
ſchläge nicht bewilligen werde. Den feindlichen Bevoll
mächtigten wird ein Termin von drei bis vier Tagen zur
Entſcheidung darüber eingeräumt werden, ob ſie die Ve
dingungen annehmen wollen vder nicht. Das Recht Enge
lands, die deutſchen Kolonien zu behalten, wird wahr
ſcheinlich noch einmal zur Sprache kommen infolge eines Vor
ſchlages von Lloyd George, daß Oberſchleſien
Deutſchland zurückgegeben werden muß, um die wirtſchaft
liche Lage Deutſchlands zu erleichtern. Die amerikaniſchen
Sachverſtändigen hätten bei Wilſon darauf gedrungen,
daß Polen Oberſchleſien behalten ſoll, daß die Deutſchen
aber ein Mandat für Oſtafrika bekommen ſollen, um
ihnen die Erfüllung der wirtſchaftlichen Bedingungen zu ermög

Die Antwort des Viererrats wird morgen feſtgeſetzt.
9

Die „Liberté“ beſtätigt, daß die Löſung des Adriapro
blems vertagt wurde, da die ſerbo-kroatiſch-ſlowakiſchen Delegier
ten die von Wilſon, Clemencean und Lloyd George ausge
arbeiteten Vorſchläge nicht angenommen haben.

GemeindeeinkommenBeſteuerung
Das Preußenparlament nimmt einſtimmig an.

Berlin, 4. Juni.Am Miniſtertiſch: Dr. Südekum.
Vizepräſident Dr. Frentzel erö die Sitzung um 12 Uhr

15 Min. Jn dritter Leſung wer ohne terung ange
nommen die Geſetzentwürfe zur Erweiterung der Be
ugniſſe des weſt preußiſchen Provinzialaus-i zur Aenderung n r rwaltung und zur Errichtung eines Wohlfahrtsmini-

ſt e riums. Es folgt die zweite Beratung des Geſetzentwurfs
über die neue Gemeindeeinkommenveſteuerung
im Jahre 1919.

Abg. Ruer (Dem.): Wir ſind mit dem Grundgedanken dieſes
Geſetzes einverſtanden. Der Miniſter wird gut tun, Ausfüh-
rungs anweiſungen darüber herauszugeben.

Abg. Fuchs (Dn.) und Abg. Stieler (Ztr.) erklären ihre Zu
ſtimmung.

Abg. Stöcker (U. S.): Die Vermögenden werden bei der
Vermögensherangiehung ungebührlich geſchont. Redner emp-
fiehlt einen Antrag ſeiner Partei mit einer entſprechend ver
ten Staffelung, die die Einkommen bis zu 5000 Mk. ent
laſtet.

Finanzminiſter Südekum: Der Vertreter der Unabhängigen
würde auch eine Agitationsrede gehalten haben, wenn ich
ſeinen eigenen Antrag als Rechtsvorlage eingebracht hätte. (Zu
ſtimmung.) Es handelt ſich hier um ein kleines Notgeſetz,
das einige Mißſtände beſeitigen ſoll. Da kann man nicht alle
S den brandmarken und mir in die Schuhe ſchieben. Jch
habe nicht geſagt, daß eine Reichseinkommenſteuer
nicht mehr kommen ſoll, ſondern ich habe geſagt, daß ſie in dieſem
Jahre wohl nicht mehr gekommen wäre. Unſere Finanzlage iſt

daß es eine Frivolität wäre, wenn ich dem Volke Sand in
ie Augen ſtreuen würde. Nichts iſt leichter, als ſich populär zu

indem man ſich dann vor dem Zuſammenbruch durch Amts
niederlegung rettet. Nichts iſt leichter, als eine ſolche Politik zu
treiben wie die Unabhängige. Jch würde es für eine Ehr
loſigkeit halten, ſo zu handeln und ich habe den Mut, mich

zu machen und die Wahrheit zu ſagen. (Lebhafter
ifall.Abg. Dr. Leidig (D. Vpt.) ſtimmt der Vorlage zu.
Die Vorla ge wird nach weiterer unerheblicher Debatte

nach Ablehnung der Anträge der Unabhängigen in zweiter
Leſung einſtimmig angenommen, ebenſo in dritterung.

Es folgt eine förmliche Anfrage der Sozialdemokraten über
die Beſchäftigung und Einſtellung der Kriegs
beſchädigten.

Abg. Woldt (Soz.) bemerkt zur Vegründung, es ſei not
wendig, die Kriegsbeſchädigten als Arbeitskraft in das Wirt

Ein Regierungskommiſſar erwidert, über die von der Re
ſchaftsleben einzugliedern.

gierung zu treffenden Maßnahmen ließen ſich Einzelheiten noch
nicht mitteilen, da die Beratungen noch nicht abgeſchloſſen ſeien.

Abg. Werner (Dn.), Abg. Schmüling (Ztr.), Abg. Dr. Raſch
(D. Vpt.) ſprechen ſich für die Kriegsbeſchädigten aus.

Abg. Beerfelde (U. S.): Auch die Löſung der Kriegsverletzten
fürſorge iſt von der t rAbg. Voniſch (Dn.): Hier handelt es ſich um keine Partei
frage. Alle Parteien müſſen vom Wetteifer bewegt ſein, den
Hriegsbeſchädigten zu helfen. Wenn dieſe aber guf den Soziag-
lismus der Zukunft warten wollen, dann müſſen ſie verhungern.
Wir müſſen die Kriegsbeſchädigten auch ſeeliſch aufrichten.

Auf eine Anfrage der Sozialdemokraten betreffend die Für-
ſorge für aus dem Kriege hervorgegangene Geiſteskranke und
Nervenleidende erklärt ein Vertreter des Kiegsminiſteriums, daß
u ebenſo wie die übrigen Kriegsbeſchädigten behandelt werden

o

Das Haus vertagt ſich auf Dienstag, den 17. Juni, 1 Uhr:
Kleine Anfragen Schluß 534 Uhr.

Bayerns Dank für den König
(Von unſerem dbp.-Sonderberichterſtatter.)

München 3. Juni.
Lant Mitteilung in der Landtagsſitzung ſteht nichts mehr

im Wege, dem im Exil lebenden König Ludwig und ſeiner
Familie in Bayern das Heimatrecht zu gewähren. Die
Regierung Hoffmann hat ſchon vor Wochen mitgeteilt, daß der
König, wenn er ins Land kommen wolle, er das ungehindert tun
könne.

r —A

Die Zukunft der Freiwilligen
Der Reichswehrminiſter erläßt einen Aufruf an die Freiwilli

gen, in dem es heißt:
Kameraden! Der kommende Friedensſchluß, ganz gleich, von

welchen Perſonen er vollzogen wird, bringt eine ſtarke Einſchrän-
kung der deutſchen Wehrmacht. In Hetzblättern wird den Frei-
willigen geſchildert, daß ſie demnächſt auf die Straße geſetzt wer
den ſollen und dann das Schickſal der Arbeitsloſen teilen werden.
Die Freiwilligen ſollen zermürbt und zum Auseinanderlaufen
gebracht werden. Dann würden die Leute, die uns ruſſiſche Zu
ſtände bereiten wollen, freie Bahn haben. Die Freiwilligen kön
nen wegen ihrer Zukunft ſo beruhigt ſein, wie es in dem hartge-
prüften Deutſchland möglich iſt. Jhre Leiſtungen werden voll
anerkannt. Das findet ſeinen Ausdruck dadurch, daß dieſer Tage
eine ganze Anzahl von Männern aus dem Mannſchaftsſtande zu
Offizieren befördert werden.

Der notwendig wexdende Abbau des Heeres wird nur lang
ſam vonſtatten gehen. Dabei werden die wohlerworbenen Rechte
der Berufsſoldaten voll reſpektiert werden dem Bohykott, der den
Freiwilligen angedroht wird, werden wir zu begegnen wiſſen. Jn
den Vetrieben des Reiches wird, falls eine Aechtung der Frei-
willigen weiter verſucht werden ſollte, Platz frei gehalten werden,
wenn ſie ins bürgerliche Leben zurückkehren. Ebenſo werden bei
der eingeleiteten großzügigen inneren Koloniſation die Freiwilli-

n in erſter Reihe neben den Krisgsbeſchädigten bei der AnſiedKng Brückſichtigung finden.

machen, indem man volkstümlichen Strömungen nachgibt und

Sogar vom „Hort der Reaktion“, vom

Rheinrepublik und preußiſche Staatsidee
e

ntw er regierung an„Rheiniſche Republik kennzeichnet die Losreißungsverſuge
im Weſten als Abenteuer, aber die Vorgänge ſind keines
wegs leicht zu nehmen, da die Franzoſen den „Hochverrat-
decken. Die Entſtehung der ganzen Bewegung iſt leider
auf „die Zerſtückelung des Hortes der Reaktion“, des Köni
reiches Preußen, zurückzuführen, die von ſozialiſtiſcher
Seite mit großem Eifer betrieben wurde. Tauſendmal
lehrt die Geſchichte daß ſich ein Neich, das wehrlos gemacht
wird, in ſeine Beſtandteile auflöſt, und dieſe Gefahr ſchweht
nun auch über Deutſchland. Sie muß deshalb mit aller
Macht gebannt werden. Eine einfache Aufgabe iſt es aber
nicht, die Geiſter, die nun einmal gerufen ſind, wieder zu
verſcheuchen. Doch es geſchehen in dieſer Hinſicht Zeichen
und Wunder. Soeben hat „der ſehr ehrenwerte Mann
Ebert“, wie der Papſt den deutſchen Reichspräſidenten
nannte, ein Loblied auf die preußiſche Staatsidee ange
ſtimmt. Vor ein paar Monaten war es der Weisheit und
demzufolge auch der Regierungskunſt letzter Schluß, die
preußiſche Staatsidee ebenſo ſchnell wie radikal dadurch aug
der Welt zu ſchaffen, daß Preußen in je etwa 2 Millionen
zählende, ſelbſtändige Nepubliken auseinandergeſprengt
werden ſollte. Aus dieſem ſogenannten Verfaſſungsent-
wurf, der den demokratiſchen Miniſter Preuß lueug
o non lucendo zum Vater hatte, leitet ſich auch jetzt der
Gedanke her, eine rheiniſche und auch eine hannoverſche
Republik zu ſchaffen. Jetzt aber tadelt die Regierung, und
beſonders Herr Ebert, mit ſtarken Worten die „Zieichs-
flucht“, die ſich in den Plänen und Unternehmungen „eini-
ger Abenteurer und moraliſch und national verwahrioſter
IJndividuen“ alſo offenbar „fremder und vaterlands
loſer Geſellen in der Pfalz und im Rheinlande zeigt. Ja

die Zeiten ändern ſich, und wir ändern uns in ihnen.
„rückſtändigen Oſt

elbien“, vom preußiſchen Machthunger“ und tauſend ähn.
lichen Ladenhütern ſozialiſtiſcher Politik, die trotz ihrer Ab.
geſtandenheit ihren Eindruck auf die reife „Maſſe“ nie ganz
verfehlten, iſt gar nicht mehr die Rede. Man höre den
neuen Landesvater: „Erfreulich ſind die verſchiedenen Be
kenntniſſe der bedrohten Oſtprovinzen zum Deutſchtum. Es
offenbart ſich darin die zähe, alte Kraft und das kulturelle
Selbſtbewußtſein der die preußiſche Staatsidee verkörpern-
den Grenzmärker, die von ihren Altvorderen Selbſtge
ſchaffenes unbedingt verteidigen wollen.“ Alſo aus hohem
Munde ſogar ein Loblied auf die „Tradition“. Der Menſch
wächſt eben mit ſeinen höheren Zwecken. Außerdem gibt
Gott dem, dem er ein Amt gibt, bekanntlich auch immer
Verſtand. Vor dem 9. November war Preußen zu „atomi-
ſieren“, heute ertönt die Preiſung der preußiſchen Staats
idee. Wären die guten Erkenntniſſe nur rechtzeitig ge-
kommen, ſo brauchten wir heute nicht für die preußiſche
Staatsidee und die Reichszerreißung zu fürchten. Die
ſozialdemokratiſche Regierungskunſt, die ſich ſo erfolgreich in
ſteter Steigerung der Löhne und Lebensmittelpreiſe zeigt
erweiſt ſich eben geradezu als Sprengmittel. Wie lange
wird es noch dauern, bis die in Schleſien und Pommern
einſetzenden Strömungen die „Republik Preußen“ zeitigen?
Herrn Ebert, Scheidemann und Genoſſen bleibt ja dann
ſchließlich immer noch der „Waſſerkopf Berlin“ als Experi-
mentalobjekt für ihre Regierungsweisheit, aber auch hier
werden nicht nur die bürgerlichen Kreiſe, ſondern auch die
durch Vorſpiegelungen verführten Maſſen ſtutzig, weiſ ſie den
Anfang vom Ende ſehen. Nicht nur die preußiſche Staats
idee, ſondern auch die Kaiſerreichsidee haben die ſozialiſti-
ſchen Totengräber zerſtört, aber unter den rümmern
Preußens und des Reiches werden auch die Abbruchs
arbeiter begraben werden, die ſeit Jahrzehnten an der
Niederreißung der Bismarckſchen Schöpfung beſchäftigt
waren. Sieben Monate dauert nun das Satyrſpiel der
Revolution r was wird uns der achte bringen? Entyweder
ein Ende mit Schrecken oder einen Schrecken ohne Ende,
Vor dieſe Wahl haben uns die Schmäher des „Militaris
mus“ geſtellt, der in Wahrheit unſere Hütten und unſer

Volk vor dem leiblichen und geiſtigen Verderben
ützte

Kleine Nachrichten
Die Veröffentlichung der Friedensbedingungen der Sntente

durch einen deutſchen Verlag hat in der Schweiz, beſonders der
Weſtſchweiz, großes Aufſehen hervorgerufen. inzelne Blätter
beſchäftigen ſich bereits mit der franzöſiſchen Ausgabe durch das
„Journal de Genève“. Sentinelle gibt ſeiner Ueberraſchung
Ausdruck, daß die Neutralen eher als die Oeffentlichkeit und die
geſetzgebenden Körperſchaften in den Ententeländern von dem
offiziellen Text des Vertragsentwurfs Kenntnis erhalten.

Die Gegenvorſchläge der deutſchen Regierung den Friedens
bedingungen ſind ſoeben zum Preiſe von 1,60
von Reimar
den vollſtändigen amtlichen Text,
nicht bekanntgegeben worden iſt.

k. im Verla

der bisher der Oeffentlichkeit

Neue SüdweſtafrikaTransporte. Jn Rotterdam werden am
7. Juni 889, am 18. Juni 787, am 16. Juni 457 Südweſtafrikaner

Bei ſämtlichen Transporten ſind auch Frauen underwartet.
Kinder.

Bombenanſchläge.
„Times“ berichtet über die Bombenanſchläge in den Vereinigten
Staaten, daß am 8. Juni morgens
Städten Exploſionen ſtaltfanden.

Anſchläge galten, wurden nicht verletzt.

Falſches Geld. Jn Hamburg wurde eine aus acht Perſonen
0 MarkScheine

der Oktoberausgabe 1918 in Lübeck und Hamburg in Verkeht
beſtehende Bande feſtgenommen, die falſche

brachte. Die Scheine ſind in Kiel angefertigt. Die Bande
brachte im gangen 337 Stück in Umlauf und ſtellte insgeſamt

Die AbHeld, Stendal und Dr. Görek haben folgende Anfrage in der
preußiſchen Landesverſammlung eingebracht: Trotz der Reichs
ſiedelungsverordnung vom 29. Januar d. Js. und zahlreicher
Landesverordnungen iſt die Bodenſpekulation und der Güter
handel ſtärker entwickelt als je. Die Gefahr beſteht, daß da

für 50 6000 Mk. Scheine her.

th. Gegen Bodenſpekulation und Güterhandel.

wichtigſte Produktionsmittel, welches dem deutſchen Volk m
dem Zuſammenbruch noch übrig geblieben iſt der Grund u
Boden, übermäßig verteuert
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Hobbing in Berlin erſchienen Das Buch ehe

Der New-Yorker Berichterſtatter der

in neun verſchiedenen
Es handelt ſich in ſämtlichen

Fällen um Anſchläge auf Perſonen, die mit der Unterdrückung
des Bolſchewismus zu tun hatten Die Perſonen, denen di
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Mackenſen
Von D. Reinhard Mumm, M. V. X.

es möglich, in der Gegenwart ſich ein Empfindenne Perſonlichteiten zu wahren ſo ſoll der Name
a Feldinrrſchalls Auguſt von Mackenſen in der erſten
Le ſtehen. Auf Shioß Futak iſt ſchutlos der Willkür

e e de o de n legeälzunim her deſſen weſtgaliziſche Durchbruchsſchlacht vom

zweifachen Donauübergang die Ge

Unbeſi er interni ert deutſche Soldaten vor der Jnternierung gerettet
a ſelbſt mußte er preisgeben

x ach ſeiner Abfahrt von Bukareſt am 10. November
s hatte ſich das kommando zunächſt nach Hermann

t in Siebenbürgen begeben, um ron dort aus den
itermarſch oder den Bahntransport der aus Rumänien

die Karpathenpäſſe zurückflutenden Diviſionen zu
en. Schon damals erließ der Generalfeldmarſchall an

der unſicheren Geſamtlage einen Armeebefehl, in
ſagte, er werde ſich erſt mit den letzten ſeines Heeres
Heimat begeben. Es gelang in den kommenden

chen, den größten Teil des Heeres abzurollen, während
e Kumänen in Siebenbürgen. die Franzoſen in Numänien
ngſam nachrückten. Das Overkommando Mackenſen ging
n Groß Wardein; der Feld marſchall nahm im Palais
es Erzbiſchofs Quartier. Als Mackenſen ſich, um für alle
Fäle in der Nähe ſeiner Leute zu bleiben, nach dem Schloß
ſopa des Fürſten Eſterhazi, nahe bei dem Jnternierungs-
per Cſot, begeben wollte. ward er auf der Durchfahrt in

Peſt gewaltſam ongehalden und in Schloß Foth, nörd
ſt von Ofen-Peſt, zunächſt unter ungariſcher dann unter

nzöſiſcher Bewachüng j:iternie:t; von dort wurde er dur
e Franzoſen widerrech. ſich nach dem Schloß Futak be
ſatz an der Don iu überführt, wo er ſich noch befindet.

Bis auf geringe ſeinerzeit in Kronſtadt und Rumänien
ſtgehaltene Teile der Armee iſt ſomit Feldmarſchall von
akenſen allein das Opfer ſeiner altpreußiſchen Pflicht-
uffaſſung geworden.

Gott gebe dem deutſchen Volke auch in der kommenden
geit Männer, denen die Pflichterfüllung alles iſt; Gott

J e J re v Oktober, an demage, da er auf fünfzig Jahre Hoeresdienſt zurückblickenM wieder bei den Seinen weilt

Eine deutſchnationale Anfrage
Der deutſchnationale Abgeordnete v. Kardorff ſtellte in
x Preußiſchen Landesverſammlung folgende Anfrage:

der polniſche Abſchnitts kommandant im Ab
itt Liſſa hat einen Heeresbefehl erlaſſen, in dem unter
ffer s folgendes angeordnet wird: „Mit den polniſchen
ihrern in Liſſa iſt alles vereinbart. Bei etwaigem Wider
d der Deutſchen iſt kurz zu verfahren. Die Behandlung
iſcher Führer und ſonſtiger verdächtiger Perſonen verſteht
j von ſelbſt. Iſt die Staatsregierung bereit, den Oberſten
niſchen Volksrat nicht im Zweifel darüber zu laſſen, daß
benenfalls an den in unſerer Hand befindlichen polniſchen
iſeln Gleiches mnit Gleichem vergolten werden wird?

Von den neuen Steuern
Die Preßmeldung, wonach die Steuergeſetzentwürfe jetzt

m Staatenausſchuß zugehen würden, iſt, wie wir hören,
t zutreffend. Alle Entwürfe, die der Nationalverſammlung
nächſter Zeit unterbreitet werden ſollen, haben bereits den
atenausſchuß paſſiert und werden an die Nationalverſamm-
n demnächſt zu einem geeigneten Zeitpunkt gelangen. Zu
en Entwürſen gehören die Kriegsabgabe für das Rechnungs-
z 1919, die den Mehrgewinn der Geſellſchaften für das

Kriegsgeſchäftsjahr und das im Jahre 1918 erzielte Mehr
iommen der Einzelperſonen erfaßt. Ferner gehört hierzu die
mögenzuwachsſteuer, die den Vermögenszuwachs der Einzel-
ſonen für die Zeit vom 31. Dezember 1913 bis 31. Dezember
l beſteuert. Dann die Erhöhung der Tabakſteuer und Zucker
wer, die Zündwarenſteuer, die Spielkartenſteuer, die Grund
hſelabgabe, Vergnügungsſteuer, die erweiterte Erbſchafts
er, die Rayonſteuer uſw. Nicht enthalten ſind in dieſem
uerkomplex der Ausbau der Umſatzſteuer (Luxusſteuer) und
ßapitalertragsſteuer, die um gearbeitet wird und in einem
dern Steuergeſetzentwurf wiederkehren dürfte. Angeſichts
—7

Nachdruck verboten.

Die Referendarin
Roman von Carl Buſſe.

Das machte ihre Stimme fremder und verhaltener.
x weil er nicht merken ſollte, daß ihr bitter zu Mute ge-
d J ſprach ſie faſt hart und mit ſcheinbar gleichgül-

n Tone.
Da welkten in ihm, faſt ohne daß er's wußte oder
lte, die guten Vorſätze, mit denen er gekommen war.
Vorſätze, recht herzlich zu ſein und ihr und ſich die

ſprache zu erleichtern.
Er antwortete und ſprach im gleichen Tone wie ſie,
ieder trieb ſo den andern weiter hinein in Mißver-
nis und Trotz und in ein äußeres Gehaben, das gar

zum Fühlen des Herzens ſtimmte.
Sie gingen dabei den alten Weg, den ſie damals nach
daſanerie gewandert waren. Aber immer nur eine
ge Strecke, dann ſchritten ſie zurück.
Und während es in ihnen brannte, redeten ſie um

8 herum, was ihnen wichtig war, redeten von gleichgül-
Dingen, die ſie zu jeder andern Zeit ſich auch hätten

len können. Jeder fragte, wie es dem andern er
n ſei; jeder antwortete: „Gut“ ohne Beſinnen

m ſie die übliche Phraſe, und jeder fühlte, als der
das Wörtchen ausſprach, einen Stich im Herzen.

„gut“ war es gegangen, trotzdem ſie ſich ſo lange nicht
en hatten! Wieder wuchſen Trotz und Bitterkeit ein

g.

Als ſie die Wegſtrecke dreimal hin und dreimal zurück
itten waren, empfanden ſie, daß ſie ſich ſelbſt fort

auswichen und daß es ſo nicht bleiben dürfe.
Dir wollten doch noch allerlei bereden,“ ſagte Peter.

erwiderte ſie.

arkt. er,

r r J7 teuerung der
ware et w:men. Da ſich die Finanz verhältniſſe noch bedenkAusſicht

licher geſtaltet haben, dürfte es aber fraglich ſein, ob ſich die
Abſicht wird durchführen laſſen, nur die hohen Einkommen
ſteuerlich zu erfaſſen. Man geht vielleicht nicht fehl in der An

Einkommen vomeine e teuerung derReich aus nicht umgangen werden kann.

Eine Regierungs- Erklärung
über die kommunalen Krbeiterräte

Jn der Sitzung der Preußiſchen Landesver-
ſammlung am Montag erwiderte Miniſterialdirektor Meiſter
auf eine Anfrage des Unabhängigen Abgeordneten Roſenfeld:

Eine Kontrolle der neugewählten Gemeindevertretungen
und Stadtverordnetenverſammlungen durch ein anderes Organ
muß als mit den Grundſätzen der Demokratie in
Widerſpruch ſtehend abgelehnt werden. Die Ge
meindevertretungen haben ſelbſt die Kontrolle
über den Gemeindevorſtand auszuüben und unterliegen ihrer
ſeits nur der Kontrolle der Wählerſchaft. Deshalb haben die
Gemeindevertretungen als Trägerin der Selbſtverwaltung ſelbſt
ſtändig darüber zu entſcheiden, ob ihnen die Kontrolle des Ar
beiterrates noch erforderlich erſcheint. Der Aufſichtsbehörde
ſteht eine Einwirkung auf die Gemeindevertretungen nicht zu.
Da nach einem Notgeſetz Neuwahlen der unbeſoldeten Mitglieder
des Gemeindevorſtandes und der Magiſtrate bis zum 1. Auguſt
erfolgen ſollen, iſt die Befürchtung, es könnte an einer demokra
tiſchen Kontrolle der Gemeindevertretungen irgend wo fehlen,
beſeitigt.

r

Die Vorarbeiten für das Gemeindeverfaſſungsrecht.
Halbamtlich wird geſchrieben:

Wenn auch die Vorarbeiten für die Neuregelung des Gemeindeverfaſſungsrechts aufs äußerſte beſchleunigt werden, ſo
muß doch bei dem außerordentlichen Umfange der Aufgaben
wie auch bei den Verhandlungen im Staatshaushalts- und in
dem Gemeindeausſchuß der Landesverſammlung anerkannt
worden iſt noch eine gewiſſe Zeit bis zur Fertigſtellung der
Entwürfe vergehen. Der Miniſter des Jnnern hat deshalb be
reits Anordnung getroffen, daß die dringlichen Fragen
des Gemeindeverfaſſungsrechts, in denen die jetzi
gen Beſtimmungen der Geſetze mit dem Volksempfinden nicht
mehr in Einklang zu bringen ſind, in einem der verfaſſung
gebenden Landesverſammlung in allernächſter Zeit vorzulegen
den Zwiſchengeſetz ſofort geregelt werden. Er be-
findet ſich hierbei in Uebereinſtimmung mit dem Gemeindeaus-

ſchuß, in dem einzelne Wünſche nach diefer Richtung gleichfalls
bereits erörtert worden ſind.

Jn dieſem Zwiſchengeſetz wird (wie hier bereits mitgeteilt,
d. Red.) auf Anordnung des Miniſters neben zahlreichen an
deren Punkten die alsbaldige Neuwahl der unbeſolde-
ten Magiſtratsmitglieder, Gemeindevorſteher
und Schöffen, der ſtädtiſchen Deputations- und ſämtlicher
vom Kreistag zu den Kommiſſionen gewählten Mitglieder ſowie
ſchließlich auch der Kreisdeputierten durchgeführt werden. Die
Grundſätze des Verhältniswahlſyſtems finden, ſoweit es die Art
der Wahlen geſtattet, im weiteſten Umfange auch bei dieſen
Neuwahlen Anwendung. Das gleiche Stimmrecht wird in allen
Gemeindeverſammlungen eingeführt, in denen es bisher noch
nicht galt. Beſondere Vorſchriften werden gleichgeitig für das
Gebiet der Hannoverſchen Landgemeindeordnung erlaſſen, deren
Beſtimmungen über Gemeindeverſammlungen und Gemeindever-
tretungen als beſonders veraltet mit Recht erheblichen Unwillen
in den beteiligten Kreiſen hervorgerufen haben. Die Beſeitigung
der noch geltenden Vorſchriften, denen zufolge männliche Ver-
wandte nicht nebeneinander Mitglieder der Gemeindevertretung
oder der Gemeindevertretung und des Magiſtrats ſein können,
die Sicherung der Oeffentlichkeit in den Sitzungen der Ge
meinde-, Bürgermeiſterei- und Amtsverſammlungen in Rhein
land und Weſtfalen, die Durchführung der geheimen Wahlen
zum Magiſtrat in Schleswig-Holſtein, eine Aenderung der Be
ſtimmungen über die Form der Verpflichtung der Stadtverord
neten und Magiſtratsmitglieder ſowie eine Reihe von Beſtim
mungen, durch die die beſonders zutage getretenen Mängel des
Wahlverfahrens beſeitigt werden, werden in gleicher Weiſe Zu
ſtimmung finden. Die Landesverſammlung wird bei ihrem

„Jetzt will ich ganz offen ſein,“ dachte Peter. Und er
legte ſich alles zurecht, was er reden wollte.

Aber jje mehr er darüber nachdachte, um ſo unmög-
licher erſchien es ihm, ihr gerade das zu ſagen, worauf es
ankam.

Konnte er ihr ſagen: „Liebes Kind, deine Eltern
paſſen mir nicht, deine Verwandten paſſen mir nicht, der
Kreis, in dem du lebſt, iſt mir zuwider?“ Konnte er ihr
ſagen: „Jch ſeh' dich noch immer in dem Kremſer, zwiſchen
den ſchwitzenden Körpern der Kegelbrüder?“ Konnte er
ihr ſagen: „Jch hab' mich geärgert über die plumpen
Einfangverſuche deines Vaters und habe einen Moment ſo
gar gedacht, du ſelber wäreſt mit im Spiele --7“

Ausgeſchloſſen! Das brachte er nicht über die Lippen.
Ja, er hätte es vielleicht ſagen können, während er

ihren Kopf feſt an ſeine Bruſt gedrückt hätte ſagen
können in leiſen, zarten Worten, ſo daß ſie neben dieſen
Worten, die ihr weh tun müßten, und über ſie hinaus ſeine
Liebe gefühlt hätte. Eine Liebe, die ſie feſt umſchling und
nicht losließ; eine Liebe, die ihr zwar die alte Heimat zer-
ſtörte, aber auch gleichzeitig ihr eine neue gab; eine Liebe,
die den Worten den Stachel nahm, die Beleidigung ſühnte,
in den Schmerz gleich wieder Glück miſchte.

So ähnlich hatte er ſich dieſe Ausſprache ausgemalt.
Doch nun gingen ſie fremd nebeneinander. Würde er

jetzt zu ihr ſprechen, ſo würde jedes Wort, ſo ſorgſam
es auch gewählt ſein mochte, eine vergiftete Spitze haben,
ſie kränken und beleidigen, ſie tödlich verwunden.

Unmöglich unmöglich! Er kam immer wieder
darauf zurück.

Und er ſchwieg und zählte ſeine Schritte und trat
auf die Aeſte, die umherlagen, daß ſie knickten.

Ju ſchritt neben ihm. Als ſie noch wartete, daß er
anfangen und das erlöſende Wort ſprechen würde, klopfte
ihr Herz wild. Aber das lange Schweigen ängſtigte ſie:
Schwäche und Hoffnungsloſigkeit überkamen ſie. Jhre
Lippen waren wieder trocken. Sie netzte ſie mit der Zunge;

ſie öffnete ſie, als ob ſie ſelbſt beginnen und reden wollg

Wiederzuſammentritt nach in ber Lage S überdieſe Vorſchläge alsbald zu le

Betriebszulagen die Eiſenbahn und Reichspoſt
beamten. Das e terium hat ſich, wie uns

e i F Frs- le d eiegszu we ene iAußendienſt eeſch Anna Benee preußiſchen Kiſenbahn
verwaltung neben der neu feſtgeſetzten
gezahlt wird. Ebenſo ſollen den an der
geweſenen Beamten des Jnnendienſtes aus dem ent
verſtärkten Remunerationsfonds Zuwendungen in glei

der Be
Die
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n dene in innahmen vom 1. März ab in ege zu leiten. v Wie wir
hören, dürfte dieſem Antrage Folge gegeben werden.

1000 Mark Belohnung ſind, wie es in einer Bekannt
machung der Staatsanwaltſchaft an den Plakatſäulen heißt, auf
die Ermittelung der Perſon ausgeſetzt, die am 28. Mai
d rdverſuqh an dem Eiſenbahnaushelfer Paul Gebhardt

Provinz Sachſew
Dr. Auguſt Müller, der Oberpräſident

Wie wir bereits geſtern morgen mitteilten, ſoll Auguſt Müller
zum Oberpräſidenten der Provinz Sachſen auserſehen ſein.

Dr. Auguſt Müller war, ehe er ſtudierte, ehemals Gärtner-
gehilfe. Später war er hervorragend in der Gewerkſchafts-
bewegung tätig und trat 1898 als Redakteur bei der Magde-
burger ſozialdemokratiſchen „Volksſtimme“ ein. Als ſolcher
wurde er 1899 wegen Majeſtätsbeleidigung zu vier Jahren Ge
fängnis verurteilt. Von 1907 an war Dr. Müller Schriftleiter
des Zentralverbandes für Konſumgenoſſenſchaften in Hamburg,
ſpäter Generalſekretär. Nach der Errichtung des Kriegsernäh-
rungsamts wurde er noch zur Zeit des Herrn v. Bethmann Holl-
weg als erſter Sozialdemokrat in eine führende Beamtenſtellung
berufen und Herrn v. Batocki als Unterſtaatsſekretär beigegeben.
Jm Kabinett des Prinzen Max war er Staatsſekretär des
Reichswirtſchaftsamtes und ſchied dann ſpäter aus dieſem Amte
aus.

p. Kleingräfendorf b. Lauchſtedt, 8. Juni. (Einbruch.)
Jn die Stallung des Gutsbeſitzers Junge hier ſind in der Nacht
zum Sonntag Diebe eingedrungen und haben dort 7 Schafe ab
geſchlachtet. Mit zwei Handwagen wurde die Beute fortge-
ſrhafft. Unterwegs müſſen die Diebe geſtört worden ſein, denn
der umfangreiche Raub wurde vom Sohne des Beſitzers und einer
Polizeiperſon nach längerem Suchen in einem Kornfelde auf
Lauchſtedter Flur gefunden, wohin die Wagenſpuren und ein be
ſtimmter Verdacht führten. Für die Ermittelung der Diebe iſt
eine höhere Belohnung in Ausſicht geſtellt. Hoffentlich gelingt
es, die Diebe zu faſſen. Es liegt die Vermutung nahe, daß die
häufigen Diebſtähle der letzten Zeit alle von den gleichen Tätern
verübt wurden.

BurgſcheidungenLaucha, 3. Juni. (Die Ortsgruvpe
Burg ſcheidungen der Deutſchnationalen Volk s-
partei) veranſtaltete am 1. Juni eine gutbeſuchte Mitglieder-
verſammlung in Kirchſcheidungen, auf welcher Diviſionspfarrer
Merensky aus Naumburg den Hauptvortrag hielt. Er be
handelte dabei die feindliche Stellung der Sozialdemokratie
gegenüber dem Chriſtentum und dem Vaterlandsſinne, wofür er
zahlreiche Belege aus dem ſozialdemokratiſchen Schrifttum an
führte. Er wies auf die Kluft hin, welche zwiſchen der auf das
Jnnerliche gerichteten vaterländiſchen, chriſtlichen Weltanſchauung
und der ſozialiſtiſchen und demokratiſchen Anſchauungsweiſe be
ſteht, welche nur auf das Materielle gerichtet iſt. Generalſekretär
Laas aus Merſeburg berichtete alsdann über den Aufbau der
Deutſchnationalen Volkspartei und über die Aufgaben der Orts
gruppen innerhalb der Partei. Der erfreuliche Fortſchritt des
deutſchnationalen Gedankens iſt mit Freude zu begrüßen, doch
darf die weitere Werbearbeit nicht unterbrochen werden. Nur
Beſtändigkeit führt zum Ziel. Die Ausführungen beider Redner
wurden mit lebhaftem Beifall aufgenommen.

Bernburg, 4. Juni. (Todesfall.) Hier ſtarb vor
einigen Tagen der oberſte Baubeamte für das Hochbauweſen
Reg.- und Geh. Baurat Guſtav Teichmülle r.

Greiz, 4. Juni. Bankenvereinigung.) Sämt-
liche Vanken des Handelskammerbezirks Greiz und des Handels

der m xt

kammerbezirks Plauen ſowie des Reußiſchen Oberlandes haben
ſich zu einer Bankenvereinigung zuſammengeſchloſſen.

Was ſie ſo oft zu Hauſe ſich vorgehalten, die Bitte, die
ihr Herz ſo oft durchzittert hatte es war alles wohl
wieder da, es war mechaniſch in ihrem Gedächtnis. Aber
es waren klappernde Worte: „All die Leute ich haſſ ſie
wie du! All den Ekel ich fühl' ihn wie du! Reiß mich
da heraus, hab Erbarmen mit mir!“

Wem wollt' ſie das ſagen?
Dem Mann, der ſie liebte, dem ſchwarzen Peter, dem

dummen Peter, der ſie ſelig küßte.
Nicht dem Herrn Referendar, der ſtumm an ihrer

Seite ſchritt. Nicht einmal geküßt hatte er ſie und ihn
ſollte ſie bitten: „Reiß mich heraus, hab Erbarmen -7

Wie hatte ſie ſich das vorgeſtellt? Seine Knie wollte
ſie umklammern, zu ihm aufſſchreien

Ja, ja aber ſo demütigen konnte ſie ſich doch nur,
wenn ſie ſeiner Liebe ſicher war. Dann konnte ſie bitten,
denn in ihrer Bitte: „Hab' Erbarmen“ lag dann auch ein
Schenken und Gewähren, das ebenſo groß war. Sie ſelbſt
hätte ſich ihm geſchenkt, ſie, die er liebte

Und heute? Ach, das Geſchenk wäre wohl keines mehr
für ihn geweſen. Nicht einmal geküßt hatte er ſie ja!l

Dann aber widerſtrebte noch etwas anderes in ihr.
Jhre Eltern wollte ſie blamieren und ſchlecht machen. „Die
Leute ich haſſ, ſie wie du! Den Ekel ich ſpür' ihn
wie du.“ Die Pläne ihres Vaters aufdecken

Vor wem? Vor ihrem ſtummen, fremden Begleiter?
„Nein!“ ſchrie es in ihr. Und ſie fühlte, daß ſie heule

ſich ſo fern ſtanden und fremd waren; und ſie fühlte, daß
ſelbſt die Eltern, denen ſie zürnte, ihr in dieſem Augen
blicke faſt näher waren als er.

Endlos dehnten ſich die Minuten. Jmmer ſchwerer
ward das Schweigen, das zwiſchen ihnen hing. Mit jeder
Minute wuchs ſeine Macht und ſeine Kraft. Es war ihr,
als würde es nun bald ſo groß ſein, daß keiner es mehr
brechen konnte.

Sechsmal ſchon waren ſie die Strecke hin und zurülck
gegangen.

Gortſetzung folgt.



H Sporbortchte
pferderennen und Vergnügungsſteuer

ie R erhebt ab 1. Okt. ds. J. eine neue Reichs
die Vergnügungsſteuer. Den Geſetzentwurf begründete

e mit der „kaum verſtändlichen Vergnügungsſucht“, die nach dem
i iſſen iſt. Und es iſt in der Tat zu bedauern, daß

e nicht ſchon früher eingeführt worden iſt. Bishertn die Gemeinden das Recht zur Erhebung einer „Luſtbar-

eitsſteuer“. Die Beſteuerung des Veſuchs der Pferderennen
war aber unterſagt. Als ob nicht der größte Teil dabei lediglich
ſeinem Vergnügen nachginge, ſei es, um ſeine Schauluſt zu be-
friedigen, ſei es, um, wie die Damenwelt, die neueſten Moden
zu zeigen und Herrenbekanntſchaſten anzuknüpfen oder ſei es,um dem Spielteufel zu huldigen. Suueeſe und Verſtändnisz für
die Pferde iſt bei den allerwenigſten vorhanden. Die Erhebung
der ügungsſteuer, auch für den Beſuch von Pferderennen,
iſt daher gang am Platze. Die Seeuer ſteigt von 08 v. H. bei der
Eintrittskarte von 0220 Mk. bis zu 28 v. H. bei der Eintritts-
Farte von 15 Mark. Bei dieſer Gelegenheit wäre wohl auch
in Anbetracht der geradezu unheimlichen Spielwut am Toto eine
Erhöhung der Totaliſatorſteuer ins Auge zu faſſen. Denn es
wird doch wohl niemand ernſtlich beſtreiten wollen, daß der Totſ.
für einen großen Teil der Beſucher der Pferderennen die Haupk
angiehung iſt und das Spielen am Toto auch zweifellos ein Ver
gnügen darſtellt. Der Einwand, daß die Einna des Totaliſa
ors ev. zurückgehen und dadurch die Pferdezucht ſchädgen würden,
weil die Rennvereine nicht mehr ſo hohe Preiſe ausſetzen könnten
iſt nicht ſtichhaltig. Zahlen beweiſen! Der Totoumſatz auf den
deutſchen Rennbahnen betrug 1913 noch 78 Millionen. An ein
zelnen Tagen im Jahre 1915 wurden bereits rund 450 000 Mk.
umgeſetzt. Und jetzt? An drei Renn im Grunewald wur-
den je mehr als 4 Millionen, alſo mehr als das zehnfache der
höchſlen Tagesumſätze von 1915, umgeſetzt. Sollte der Umſatz
am Totaliſator infolge der Steuneverhöhung zurückgehen, was
aber in Anbetrucht der SpielVergnügungsepidemie noch ſehr zu
bezweifeln iſt, ſo wäre das aus ethiſchen Gründen nur zu be
grüßen. Die Pferdezucht würde, wie bereits erwähnt, dadurch
nicht geſchädigt

Die Oberſte Behörde für Zucht und Rennen hat ſich jetzt
ſonſtituiert. Zum Vorſitzenden wurde Herr von Oertzen und
zu re Stellvertreter Landſtallmeiſter a. D. von Götzen ge
wählt. Die Unterkommiſſionen ſetzen ſich wie folgt zuſammen:
ür Flachrennen: v. Oertzen (Vorſ.), v. Götzen (Stellv.); Frei-
rr S. A. v. Oppenheim, G. Beit, v. Schmieder, C. G. Müller-

etſchendorf. Für Hindernisſport: Oberſtlt. v. Goßler (Vorſ.),
W. Dodel (Stellv.), R. v. Wallenberg, Kommerzienrat Junk,
Major Wolff, Graf Lehndorff-Steinert, v. Gaza-Magdeburg.
Für Zucht: Frhr. S. A. v. Oppenheim (Vorſ.), C. G. Müller-
Detſchendorf (Stellv.), G. Beit, von Schmieder, Graf Lehndorff-
Steinert, R. v. Wallenberg.
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Uebergang zu freier Wirtſchaft
Von Dr. Bruno Heinemann.

In einem möglichſt ſchnellen und umfaſſenden Uebergang
zur freien Wirtſchaft ſehen der deutſche Handel und die
deutſche Induſtrie die einzige Reitung, um die Produktion
wieder zu beleben, Schleichhandel und Wucher zu bekämpfen und
wieder zu erträglichen Zuſtänden zu kommen. Der Ruf „Heraus
aus der Zwangswirtſchaft!“ erſchallt von allen Seiten aus den
deutſchen Erwerbsſtänden.

Dieſem allgemeinen Rufe gegenüber mutet es ſonderbar an,
wenn die Sozialiſierungskom miſſion in ihrem
erſten Berichte ſchreibt: „Die Kriegswirtſchaft bedeutet für die
Produzenten: Organiſation, Kartellierung, monopoliſtiſche Preis
politik. Nur ſchwer und ungern werden viele von ihnen zur
freien Konkurrenz zurückkehren und die Sicherungen preisgzeben,
welche ihnen die Kriegswirtſchaft geboten hat.“ Wenn man Die
allgemeinen Entſchließungen kaufmänniſcher und induſtrieller
Verbände lieſt, ſo möhte man meinen, daß dieſe Folgerung der
Sozialiſterungskommiſſion in keiner Weiſe den tat ächlichen Ver
hältniſſen entſpricht. Jedoch zeigen die Verhandlungen mit den
einzelnen Geſchäftszweigen über die praktiſche Ausführung des
Uebergangs zur freien Wirtſchaft, daß manche Intereſſenten die
Sicherungen, die ihnen die Zwangswirtſchaft geboten hat, nicht
entbehren und ſie ihre Tätigkeit in den Zwangsorganiſationen
nicht aufgeben möchten. Daß Kräfte mit dieſer Tendenz in der
Kaufmannſchaft ſelbſt tätig ſind, darin liegt eine ſchwere Gefahr;
denn dieſe Kräfte geben den Sozialiſierungs- und Kommunali-
ſierungsbeſtrebungen andauernd Unterſtützung und neue Nah-
rung. Solche Beſtrebungen zeigen ſich z. B. in der Forderung
mancher Händlerkreiſe, daß Ausfuhrverbote für Lebensmittel
aus beſtimmten Bezirken aufrechterhalten/ oder erlaſſen werdenund nur beſonders zugelaſſenen Händen eine ſolche Ausfuhr

geſtattet werden ſolle, ferner in der Abſicht, Organiſationen,
J. B. Genoſſenſchaften zu bilden, denen innerhalb eines be-
ſtimmten Wirtſchaftsgebietes noch eines beſtimmten Gewerbe
zweiges eine jeden Wettbewerb aus chließende Wirtſchaftstätig
keit zuſtehen ſoll und die ſomit Monopole darſtellen würden.
Solche Gründungen dürften wohl als Uebergangsorgani-
ſationen in einzelnen wenigen Fällen, in denen man aus
Mangel an Ware zurzeit noch zur Rationierung gezwungen iſt,
notwendig ſein. Sie müſſen aber den Uebergang zur freien
Wirtſchaft vorſehen und auf dieſe mit allen Mitteln hinarbeiten.
Tun ſie das nicht und ſtellen ſie lediglich eine Handhabe dar, die
gegenwärtige Stellung beſtehender Firmen monopoliſtiſch zu be
nutzen, ſo fördern ſie nicht den Uebergang zur freien Wirtſchart,
ſondern ſie bilden nur eine Vorſtufe zur Sozialiſierung oder
Kommunaliſierung. Dann iſt die Kaufmannſchaft es ſelbſt, die
der Sozialiſierung die Waffen in die Hand drückt. Eben'o n
die Sachlage, wenn ſich in Handelskreiſen Stimmen dafür et-
heben, die Handelserlaubnis, welche geradezu ein klägliches
Fiasko erlebt hat, aufrecht zu erhalten oder gar noch weiter aus
zubilden. Auch die Forderung auf Erzeugerhöchſtpreiſe iſt unter
demſelben Geſichtspunkte zu beurteilen. Dringend muß davor
gewarnt werden, daß die deutſche Kaufmannſchaft ſolche Be
ſtrebungen unterſtützt!

Nicht ohne Erſchütterungen wird der Uebergang zur freien
Wirtſ-haft zu vollziehen ſein. Nicht ohne weiteres und ſofort
wird ſich nach Aufhebung der Zwangswirtſchaft der freie Handel
wieder in ſeinen alten Bahnen bewegen. Nicht ohne weiteres
werden Preismilderungen und geſunde Konkurrenz verhältniſſe
eintreten. Es iſt ein Jrrtum, zu glauben, daß ſich die Wirkungen
langjähriger Zwangswirt ſchaft mit einem Schlage beſeitigen
laſſen. Der legitime Handel wird in der erſten Zeit der reien
Wirtſchaft keine leichte Aufgabe baben, um ſich wieder in Gel-
tung zu bringen. Es iſt natürlich, daß ſich die Preiſe des freien
Handels nicht auf der Grundlage der gegenwärtig beſtehenden
Höchſtpreiſe, die ja in Wirklichkeit Mindeſtpreiſe für geringe
Huantitäten darſtellen, entwickeln werden, ſondern an die

ichhandelspreiſe anknüpfen werden, die, freilich durch Riſiko,
ſondere Erſchwerniſſe aller Art uſw. weſentlich überteuert, doch

den tatſächlichen Marktverhältniſſen mehr entſprechen. Die
Preisgeſtaltung wird ſich urechſt den Schleichh ſen an

en und von dieſer Grundlage aus abwärts bewegen.S o liegt es in der Natur der Sache. daß die Ware, die ſich

jahreiang durch allerlei mögliche Hände hintenherum bewegt hat,
zum Teil noHh dieſe Bahnen weiterlaufen wird und allmählich
erſt wieder in die Hände des legitimen Handels zurückkehrr.
Geradezu volkswirtſchaftlich naiv iſt die Erklärung der
Rahrungsmitteldepu:ation der Stadt Berlin, daß ſich die Frei
abe des Eierhandels als ein völliger Fehl-
chlag erwieſen habe und gegenüber dem Anſturm aus Jntec

eſſentenkreiſen das bisherige Syſtem der Erfaſſung und Ver-
teilung der Lebensmittel mit Feſtigkeit aufrechtzuerhalten ſei, da
bei dem Mißverhäl: nis zwiſchen Angebot und Nachfrage für eine
heilſame Betätigung des freien Handels kein Raum jei. Meines
Erachtens kann die Berliner Konſumentenſchaft mit der Frei
gabe des Eierhandels ſehr zufrieden ſein. Es iſt nicht die
Aufgabe dieſer Zeilen, die Verhältniſſe des Eierhandels weiter
zu erörtern. An dieſer Stelle ſoll lediglich dargelegt werden,
daß der Uebergang zum freien Handel nur allmählich eine Ge
ſundung unſeres Wirtſchaftslebens bringen kann und vor über
eilten Folgerungen aus den Erfahrungen bei der Freigabe ein
zelner Artikel eindringlichſt zu warnen iſt.

GSeſellſchafts- Abſchlüſſe
Gdttfricd Lindner A.G. in Ammendorf. Jm abgelaufenen

Rechnungsjahre 1918/19 war die Beſchäftigung eine rege und
trotz der ſtändig wachſenden Schwierigkeiten iſt es der Geſellſchaft

elüngen, wiederum ein befriedigendes Ergebnis zu erzielen.
er Umſatz iſt ziffernmäßig nicht angegeben. Rohſtofe und halb-

fertige Waren ſind auch diesmal vorſichtig bewertet. Der Betriebs
winn beträgt einſchließlich 11 969 Mk. Vortrag aus dem Vor

jahre 2 978 569 Mk. Nach Abzug ſämtlicher Unkoſten im Betrage
von 2 175 301 Mk., der Zinſen von 372 089 Mk. und nach
160 297 Mk. Abſchreibungen verbleibt ein Reingewinn von
270 882 Mk., woraus 15 Proz. Dividende verteilt und 80 882 Mk.
auf neue Rechnung vorgetragen werden. Die Bilan e zeigt
einen flüſſigen Stand. Neben 1,6 Millionen Mark Geſellſchaf
kapital und 676 000 Mk. Anleihen ſind Hypotheken mit 439 323
Mark aufgeführt. Die geſetzliche Rücklage enthält unverändert
160 000 Mk. und die Sonderrücklage 100 000 Mk. Gläubiger und
Bankſchulden betragen 7 104 178 Mk. Andererſeitz ſind Schuldner
mit 1 990 137 Mk. aufgeführt. „Halbfertige Waren, Rohſtoffe
und Kohlenvorräte“ ſind mit 5 802 534 Mk. bewertet, Wertpapiere,
über die im Geſchäftsbericht kein Verzeichnis aufgeführt iſt, mit
797 059 Mk. und Beteiligungen mit 194 150 Mk. „Grundſtücke,
Gebäude und Arbeiterwohnhäuſer“ ſtehen mit 1 669 050 Mk. zu
Buche. Die am 2. Juli ſtattfindende Generalverſammlung ſoll
u. a. über die Erhöhung des Grundkapitals um 800 000 Mk. durch
Ausgabe von 800 Stück neuen Aktien unter Ausſchluß des Be
r der Geſellſchafter beſchließen, die von dem khauſe

inhold Steckner in Halle übernommen werden ſollen. Ferner
ſoll die Generalverſammlung über die Aufnahme einer fünf
prozentigen Anleihe von 1 000 000 Mk., rückzahlbar mit 100 Pro-
zent, Beſchluß faſſen.

Crimmitſchauer Maſchinenfabrik A.-G., in Crimmitſchau.
Die außerordentliche Generalverſammlung genehmigte die be
antragte Kapitalserhöhung um 100 000 Mk. durch Ausgabe von
ab 1. Juli 1918 dividendenberechtigter Aktien, die den Aktionären
im Verhältnis von 2 zu 1 überlaſſen werden. Der Gegenwert
wird aus dem Gewinnertrag in Höhe von 115 839 Mk. entnom
men. Wie der Vorſtand berichtet, iſt das Unternehmen aus
reichend beſchäftigt.

Jn 4 Monaten 2424 Millionen Verluſt. Jn der General
verſammlung der Gelſenkirchener Bergwerks-
geſellſchaft nahm Geheimrat Dr. Kirdorf Veranlaſſung, auf
die recht ungünſtige Lage des Unternehmens hinzuweiſen. Be
ſonders habe die Gſellſchaft darunter zu leiden gehabt, daß ein
Teil des Unternehmens ſich in feindlichem Beſitz befinde, der
Lothringer Hüttenbeſitz ſei vollſtändig lahmgelegt und unter Se
queſter geſtellt, die luxemburgiſchen Anlagen, ſeien nur zum ge
ringen Teil im Vetrieb, von 11 Hochöfen ſeien nur 2 in Tätig-
keit. Die gewaltigen Verluſte durch Löhne, Unkoſten uſw., denen
keine Einnahmen gegenüber ſtänden, vergrößerten ſich noch da
durch daß es der Geſellſchaft nicht möglich geweſen ſei, Gelder in
dieſe Gebiete zu überweiſen und ſie infolgedeſſen Anleilyekredite
aufnehmen mußte. Die Kohlenbetriebe hätten außerordenkblich
ungünſtig gearbeitet, und zwar von dem Augenblick an, als die
ſozigliſtiſche Regierung die Macht in die Hände bekommen habe.
Die Geſamtverluſte in den erſten vier Monaten des laufenden
Jahres aus dem Kohlenbergbau ſeien bei der Geſellſchaft auf
2426 Millionen Mark zu beziffern. Der Monat Mai habe ſich
infolge der Erhöhung der Produktion und der eingetretenen
Heraufſetzung der Kohlenpreiſe etwas beſſer angelaſſen. Wie
ſich die Verhältniſſe weiter geſtalten würden, laſſe ſich aber in
Anbetracht der Sozialiſterungsmaßnahmen, der viel zu weit-
gehenden Befugniſſe der Betriebsräte uſw. nicht vorausſehen.
Wenn nicht bald reguläre Verhältniſſe eintreten würden, ſo müſſe
die Geſellſchaft auch bezüglich ihrer flüſſigen Mittel bald in eine
ſchwierige Lage kommen. Ob der Verkauf des linksrheiniſchen Be
ſitzes, durch den die Geſellſchaft in den Beſitz von flüſſigen Mitteln
gelangen könne, zuſtande kommen werde, laſſe ſich wegen der poli
tiſchen Schwierigkeiten nicht ſagen. Die Verſammlung ſetzte die
Dividende auf 6 Prozent feſt. Neu in den Aufſichtsrat wurde
Geheimrat Hugenberg als Vorſitzender des Vereins für die berg-
baulichen Jntereſſen gewählt.

Kaliwerke Aſchersleben, A.G. in Aſchersleben. Jm Jahre
1918 brachten Rohſalze und Erzeugniſſe 3 773 651 Mk. (im Vor
jahr 1 709 140 Mk.), Beteiligungen 388 050 Mk. (383 700 Mk.
Lizenzen 78 728 Mk. (144 121 Mk.). Die Abſchreibungen auf
Anlagen werden mit 1 134 484 Mk. (710 014 Mk.) vorgenommen.
Aus dem nach Abzug der Unkoſten, Kriegsgewinnſteuer und Ab
gaben und des Kursverluſtes auf Wertpapiere verbleibenden
Reingewinn von 2317667 Mk. (1 285 862 Mk.) ſollen
7 Proz. Dividende (wie im Vorjahre) zur Ausſchüttung gelangen
und 267 667 Mk. (405 862 Mk.) auf neue Rechnung vorgetragen
werd

Jena. Der Betriebsgewinn des Jahres 1918 wird mit 466 649
Mark (605 881 Mk. i. V.) ausgewieſen. Die Abſchreibungen
ſind auf 79 498 Mk. (41 806 Mk.) feſtgeſetzt. Der Reinge-
winn ſtellt ſich auf 76 680 Mk. (76 112 Mk.). Hieraus ſollen
wieder 6 Proz. Dividende verteilt werden.

Amme, Gieſecke u. Konegen, A.G. in Braunſchweig. Jn der
Generalverſammlung wurde die Dividende von 15 Proz. (i. V.
10 Proz.) genehmigt. Ueber die finanzielle und wirtſchaftliche
Lage des Unternehmens laſſe ſich wegen des Fehlens Roh
ſtoffe und verminderten Arbeitsleiſtung nichts ſagen, obgleich
veichlich Aufträge vorhanden ſeien.

Maſchinen und Werkzeugfabrik, A.-G., vorm. Auguſt Paſchen
in Cöthen. Die Generalverſammlung genehmigte 15 Proz. Divi-
dende. Ueber den Geſchäftsgang teilte die Verwaltung mit, daß
die Aufträge außerordentlich reichlich eingingen. Maderial
mangel und die Arbeiterverhältniſſe ließen aber eine Beur-
teilung der Ausſichten zurzeit nicht zu.

Nienburger Eiſengießerei und Maſchinenfabrik in Nien
burg a. S. Für das Ende dieſes Monats ablaufende Rechnungs
jahr 1918/19 kann nach Blättermeldungen ein zufriedenſtellendes
u erhofft werden (i. V. wurden 10 Proz. Dividende
vertei

Allgemeine Verſicherungs- Geſellſchaft für See-, Fluß- und
Landtransport in Dresden Sächſiſche RückverſicherungsGeſell
ſchaft in Dresden. Das Geſchäftsjahr 1918 ſchließt bei den beiden
zuſammengehörenden Geſellſchaften mit einem Verluſt ab und
wird eine Dividende nicht zur Verteilung gelangen.

Deutſche Muſikinſtrumenten- und Saitenfabrik Vauer
Dürrſchmidt, A.-G., in Markneukirchen. Das Unternehmen

bleibt für das abgelanfene Geſchäftejahr abermals dividendenlos.
EiſenbahnSignal-Vauanſtalt Max Jüdel n.

in Braanſchweig. Der Aufſichtsrat bringt für

rden.
C. A. Schietrumpf K Co. Kommandit- Geſellſchaft auf Aktien,

Co,, Akt.Geſ,
das verſloßeng

Geldmarkt undck Banken
Ausfuhr und Uebernahmepreis von Auslands

die von dem Abg. Davidſohn, M. d. N., te Anfra
die Regierung zu tun gedenke, um die für unſere Valuta, St
2 reditfähigkeit undider aus ländiſcher Wertpapiere ins Ausland
indern, der Rei

„UAusfuhr nur au
ausgeſtellten beſonderen Beſcheimgung zuläſſ
u die allgemeinen Beſtimmungen zur

deuerhinterziehung und Kapitalflucht.
Kursſteigerung der noch ni
Wertpapiere und zur Rechtfertigung des Uebernahmepreiſez
bemerkt: Die Steigerung der Kurſe iſt die e der ſeit
März 1919 erfolgten weſentlichen Verſchl r des
kurſes im Auslande. Mit der Beſſerung des Markkurſes
Kurſe ausländiſcher Wertpapiere an den deutſchen Bö
ſprechend zur n. Uebernahme zu feſtem Kurz
nicht erfolgen, da ſonſt das Reich das Kursriſiko für
übernommenen ausländiſchen Wertpapiere hätte
müſſen. Bei der troffenen Regelu
Sinken der Markvaluta die lichkeit
beim Steigen des Markkurſes die
Schliefzlich hat die Erfahrung gelehrt, da
bisherigen Eigentümern ausreichende Entſchädigung
wird, eine vollſtändige Erfaſſung der beſchlagnahmten
ſtände ſichergeſtellt werden kann.

Anleihe der Stadt Weißenfels.

miniſter der Finanzen erwidert, daß

Ausſchreibung die Bankfirma Ernſt Haaßengier
auf das Höchſtgebot von 98 Proz. den Zuſchlag.

Neue engliſche Anleihhe. Die neue britiſche Anleihe
250 Millionen Pfund Sterling betragen und mit einer Laufzei
von vierzig bis fünfzig Jahren ausgeſtattet werden.

I nduſtrie, Handel, Handwerk
Der Deutſche r hält nach Blädungen ſeine diesjä

Jena (Hotel Deutſches
Vergwerksgeſellſchaft Friedrichroda m. b. H., Hann

Die Gewerkſchaften Friedrichroda I und II teilen mit,
Fertigſtellung der Werksanlagen gute Fortſchritte macht. zu
Bezahlung der Neubauten und Neuanſchaffungen ſind größere
Beträge nötig, weshalb der reſtliche Zubußebetrag mit 250 9
für den Kux zum 10. Juni eingezogen werden müſſe.

Zuſammenſchluß der ſächſiſchen Möbelinduſtrie. Die ver
änderten wirtſchaftlichen Verhältniſſe haben zu einem Zuſampen,
h der ſächſiſchen Möbelinduſtrie geführt. Es wurde be
ſchloſſen, den Verband Sächſiſcher Möbelfabrikanten, der bisher
vornehmlich Betriebe der Weißmöbelbranche umfaßte, auf ſie
geſamte Mpbelinduſtrie, auszudehnen. Zugleich wurden Fag
gruppen für die Fabrikationszweige n Möbel, der
weißen Möbel und der Bautiſchleveien gebildet. Der vorgelegt
Satzungsentwurf fand einſtimmige Annahme. Die Geſchäfs
ſtelle befindet ſich DresdenA., Zelleſche Straße 40.

Berliner Börlenberichte
Börſenſtimmungsbild. Die Unſicherheit, Ratloſigkeit, Luß,

loſigkeit und Verdroſſenheit der Börſenkreiſe macht z in zu
nehmendem Maße in der Kursbildung bemerkbar Feſt lag
lediglich ausländiſche Aktien, Petroleum, Kanada und Prinz
Heinrich-Bahn notierten 10 Prozent höher, dagegen infolge deWiener Vörſenſchluſſes Orientbahn und Türt ſcher Taba
Prozent niedriger. Sonſt waren überwiegend Rückgänge zu des
gzeichnen, ſo für Schiffahrts- und Montanwerte bis 83 Prozen
arbaktien waren beſſer gehalten mit Ausnahme von Anilin- un
Slberfelder Farben. Kriegsanleihe notierte 7056 etwa. Al

heimiſche Anleihe ſtill und uptet, öſterreichiſche auf Ein
ſtellung der Kuponzahlungen auf alte Staatsanleihen in Deutſch
öſterveich 3-4 Prozent niedriger, ungariſche ſſer gehal
Berliner Straßenbahnaktien ſtärker gedrückt auf den beabſi
tigen Ewerb des Unternehmens durch den Zweckverband t
gleichzeitiger Hevabſetzung der Fahrpreiſe. Die Geſchäftsſtil
förderte weiterhin die rückläufige Preisbewegung allgemein

Produktenbericht. Der gewünſchte Regen iſt eingetroffe
und man hofft, daß er dem Wachstum der Getreideſaaten förden
lich ſein wird. Jm hieſigen Verkehr mit Landesprodukten
ſich kaum etwas neues ereignet. Heu bleibt ſehr knapp, wä
Stroh in reichlichen Mengen hierher kommt. Die Tendenz fi
dieſen Artikel iſt daher flau. Lupinen ſind andauernd gefragt
die Preiſe gegen geſtern kaum veränderk. Auch für Grasſacte
macht ſich hin und wieder Intereſſe bemerkbar. In Kleeſagh
hat das Geſchäft ziemlich aufgehört. Serradella iſt unverändet

Im freien Verkehr wurden niehtamtliech ermittel

Co. in

W

PBisenvahbn-Aktien: Gasmotoren gute
Halberstadt -Blankend. N. r J K.Halle-Hettstedter 2 ebhardt u. z n eSchantungbahn 120 Gelsenkireh. Berg
Aiig. T.okal-Str. 125, r he n es e e AsC e a ea Str. B. Hann. Masch 7r. Prinz Heinrich. R. 2600 Harpener Berg v
Orientbahn 228. Hasper BisenSehiciahrts- Akt. eHamhbg. Paketfahrt 84. r T Stani i.Hambg.-Südamerika 180, Werkofochit 7 Hohenlohe- Weangg yfee SieNordd. Lloyd ise-Berghanrn ran r r. aliw. AschersHerl. Handelsges. 143.50 Körbisd. 2neker- Akt.
Comm u. Diskontobank 123, KyſfhänserhütteDarmstäüdter Bank 110b. Lahmeyer u. Co. 3Dess. Landesbank u Lauchhammer I
DHentsehe Bank 202. vDiskonto-Comm. e 143, inke n Hoffmann
Dresdner Bank 1124. Dndwig Loewen.Gredit-Anst. Leipzig 12850 Lothringer Hütte i
Aitteld. Kreditban 111. Mannesmannrähren nv rivat- Bank 109. Obersehi. Visenb. Bed.

r 33sterr. Kr o. 0r 148, re u. onIndustrie-Aktten nix-Bergb.Schultheiss- Brauerei 234.- Rhein. Metali-Vorz.
AKt. f. Anilin 212. Rhein StahlwarenAſigem. Kiektr. Ges. 160. Kiebger, MontagAmmendorfer Papierf. Rombacher H en
Anhalter Kohlenw. 157. Rositzer Braunk.
Annaberger Steingut 16150 Rositzer Zze agehBadische Anilin 23 Sangerräueen SeBergmann Elekt. Akt. 135. Hugo Schneider u. in
Berl. Masch.-Bau 180 Schuckert u. PBismarekhütte 17250 Siemens u. HalskeBochumer Gußsstahl I161l Stettiner
Chem. Fabrik Buekan Stoliberger Zinkh.Chem. Griesheim 170 Strals. SpielkartenChem. v. Heyden I185, Thale-Eisenhütte sConsolidation Schalke 209, Tri e teßäe giCröllwitzer Papierfabr. Türkische Ta cDaimler-Motoren 171.50 Ver. Köln-Rottwe mHentsenh-uxemburg 13 Glangzaetoff er r.Dentsche Vebersee-El. 218, Wegelin u J n Br.
Deutsche Erdöl 22 erseh.- rDeutsehe Gasglühl. 2 Vesteregeln-4Deutsche Ka 157. Wittener Gußst
Deutsche Waff. u. Mon. c7 re Br.Donnersmarkhütte 194 Zeleh.-Kriebitse bDöring u. Lehrmanun 89, Zeitzer Masse o nP Zeilstoff WalthotTiberfelder Farben S Otavi-Minen
Felten n. Guilleaume 150.

Hauptſchriſtleuer. Helmu! Böttcher Eerreiſt.Verantwortiich für den vo Tei: ſ. B. Hans Her ling r
wurj an und Sport: Hans He m n geſamten t

9 eve r.r an ſämtlich in Halle e. S.Serkag und u D ito in Halle eVerlagsdireltor er Poegfſch.
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